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Mit dem Beitritt Liechtensteins zum
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR)
am 1. Mai 1995 wirken sich auch ver-
schiedene EU-Richtlinien des Finanz-
dienstleistungsbereichs auf die liechten-
steinische Gesetzgebung aus. EWR-
Recht ist in die nationale Gesetzgebung
zu überführen. Gewisse Zweige, wie z.B.
die Steuerangelegenheiten, sind jedoch
vom EWR-Abkommen ausgeklammert.
Die EU-Richtlinien legen die gemeinsa-
men Zielsetzungen fest, überlassen
aber dem einzelnen Mitglied eine
gewisse Freiheit bei der Umsetzung ins
eigene Recht, Die mit dem EWR-ADb-
kommen zu übernehmenden Richtlinien
beabsichtigen u.a., eine gewisse Har-
monisierung der verschiedenen Rechts-
ordnungen zu erlangen.
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ie verschiedenen Bewertungsmethoden müssen,
zweit erforderlich, vereinheitlicht werden, um die
'ergleichbarkeit und die CGleichwertigkeit der in den
ahresabschlussen gemachten Angaben zu gewahrlei-
en.

jer Jahresabschluß aller Gesellschaften, für die diese
‚ichtlinie gik, muß gemäß der Richtlinie
B/ISI/EWG offengelegt werden. Jedoch können
uch in dieser Hinsicht Ausnahmen zugunsten kleiner
nd mittlerer Gesellschaften gemacht werden.
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